
V erscholl enheitsgesetz

§ і б
(1) Das Aufgebotsverfahren wird nur auf Antrag ein­

geleitet.
(2) Den Antrag können stellen:
a) der Staatsanwalt;
b) der gesetzliche Vertreter des Verschollenen;
c) der Ehegatte, die ehelichen und die ihnen rechtlich 

gleichgestellten Abkömmlinge und die Eltern des Ver­
schollenen sowie jeder andere, der ein rechtliches 
Interesse an der Todeserklärung hat.

(3) Der gesetzliche Vertreter kann den Antrag nur mit 
Genehmigung des Staatlichen Notariats stellen.

(4) Im Falle des § 12 Abs. 3 kann nur die Ehefrau den 
Antrag stellen.

§17
Jeder Antragsberechtigte kann neben dem Antragsteller 

oder an dessen Stelle in das Verfahren eintreten. Durch den 
Eintritt erlangt er die rechtliche Stellung eines Antrag­
stellers. Der Eintritt ist auch zur Einlegung eines Rechts­
mittels zulässig.

§18
Vor der Einleitung des Verfahrens hat der Antragsteller 

die zur Begründung des Antrags erforderlichen Tatsachen 
glaubhaft zu machen.

§19
(1) Ist der Antrag zulässig, so had das Gericht das Auf­

gebot zu erlassen.
(2) In das Aufgebot ist insbesondere aufzunehmen:
a) die Bezeichnung des Antragstellers;
b) die Aufforderung an den Verschollenen, sich bis zu 

einem bestimmten Zeitpunkt zu melden, widrigenfalls 
er für tot erklärt werden könne;

c) die Aufforderung an alle, die Auskunft über den Ver­
schollenen geben können, dem Gericht bis zu dem 
nach b bestimmten Zeitpunkt Anzeige zu machen.

§20
(1) Das Aufgebot muß durch eine Tageszeitung öffentlich 

bekanntgemaeht werden.
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